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Oberste Gericht in seinem Urteil vom 27. November 
1964 - Za 15 64 - (NJ 1965 S. 63) ausgeführt hat.

7. Eine Partei kann somit nach der völligen oder teil­
weisen Versagung der Vollstreckbarkeitserklärung 
durch Beschluß des Kreisgerichts jeweils innerhalb 
einer Frist von 14 Tagen nach Zustellung durch 
Einspruch (Berufung) gemäß § 47 AGO beim Be­
zirksgericht (Senat für Arbeitsrechtssachen) über­
prüfen lassen, ob die Versagung der Vollstreckbar­
keitserklärung berechtigt ist, oder mit der Klage 
(Einspruch) gemäß § 21 AGO den vor der Konflikt­
kommission beratenen Arbeitsstreitfall vor das 
Kreisgericht (Kammer für Arbeitsrechtssachen) 
bringen. Dabei wird durch die Inanspruchnahme 
der Klage (Einspruch) gemäß § 21 AGO. die das 
weitergehende prozessuale Recht der Partei dar­
stellt. der Einspruch (Berufung) der Partei gegen 
den Beschluß des Kreisgerichts über die Versagung 
der Vollstreckbarkeitserklärung konsumiert. Macht 
die Partei jedoch ohne Erfolg von der ihr gebo­
tenen prozessualen Möglichkeit Gebrauch, den Be­
schluß des Kreisgerichts über die Versagung oder 
Teilversagung der Vollstreckbarkeitserklärung mit 
dem Einspruch (Berufung) anzufechten, so behält sie 
das Recht zur Klageerhebung gemäß §51 AGO, da 
ihre Rechtslage nach erfolglosem Einspruch (Be­
rufung) genauso zu beurteilen ist wie unmittelbar 
nach der Versagung der Vollstreckbarkeitserklä­
rung durch das Kreisgericht.

8 . Haben die Beteiligten den Konfliktkommissions­
beschluß nicht mit der Klage (Einspruch) angefoch- 
ten und legt der Staatsanwalt auf Grund des ihm 
zustehenden Rechts nach Ablauf der für sie gelten­
den 14tätigen Anfechtungsfrist beim zuständigen 
Kreisgericht Einspruch gegen den Beschluß der 
Konfliktkommission ein, so wird die zunächst ein­
getretene Rechtskraft des Konfliktkommissions­
beschlusses wieder beseitigt. Damit entfällt eine ge­
mäß §44 in Verbindung mit §52 AGO unerläßliche 
Voraussetzung für die Erteilung der Vollstreck­
barkeitserklärung. Demzufolge ist das Verfahren 
über einen vor oder nach Einlegung des Einspruchs 
durch den Staatsanwalt von einem Beteiligten ge­
stellten Antrag auf Erklärung der Vollstreckbarkeit 
des Konfliktkommissionsbeschlusses, über den bis 
dahin noch nicht entschieden wurde, vom Kreis­
gericht gemäß § 33 AGO durch Beschluß auszu­
setzen. Nach der Beendigung des Verfahrens über 
den Einspruch des Staatsanwalts ist das Verfahren 
über die Vollstreckbarkeitserklärung fortzusetzen. 
Der Antrag auf Vollstreckbarkeitserklärung des 
Konfliktkommissionsbeschlusses ist zurückzuweisen, 
wenn auf den Einspruch des Staatsanwalts der Be­
schluß der Konfliktkommission aufgehoben wurde, 
fern Antrag auf Vollstreckbarkeitserklärung des 
Konfliktkommissionsbeschlusses ist stattzugeben, 
wenn der Einspruch des Staatsanwalts zurück- 
gewiesen wurde und die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Vollstreckbarkeitserklärung vor­
liegen.

9. Da der Einspruch des Staatsanwalts die bereits 
eingetretene Rechtskraft des mit ihm angefochte­
nen Konfliktkommissionsbeschlusses wieder be­
seitigt, schließt er der Sadie nach stets den Antrag 
auf einstweilige Einstellung der Zwangsvollstrek­
kung im Sinne der §§ 707, 719 ZPO in sich ein, auch 
wenn er nicht ausdrücklich gestellt wurde. Dem­

gemäß hat das Kreisgericht die Zwangsvollstrek­
kung unter Anwendung der genannten Bestimmun­
gen einstweilen einzustellen, wenn der Konflikt­
kommissionsbeschluß schon vor Einlegung des Ein­
spruchs durch den Staatsanwalt für vollstreckbar 
erklärt worden ist. Führt der Einspruch des Staats­
anwalts zur Aufhebung des Konfliktkommissions­
beschlusses, so wird die Vollstreckbarkeitserklärung 
gegenstandslos, ohne daß es ihrer ausdrücklichen 
Aufhebung bedarf. Bereits eingeleitete Vollstrek- 
kungshandlungen sind durch Beschluß des Kreis­
gerichts aufzuheben. Die einstweilige Einstellung 
der Zwangsvollstreckung ist durch Beschluß des 
Kreisgerichts aufzuheben, wenn der Einspruch des 
Staatsanwalts gegen den Konfliktkommissions­
beschluß nicht zum Erfolg geführt hat. Ist die 
Zwangsvollstreckung schon vor Einlegung des Ein­
spruchs durch den Staatsanwalt beendet worden, 
so hat der zunächst Berechtigte dem zunächst Ver­
pflichteten das Erlangte entsprechend §§ 812 ff. BGB 
herauszugeben, soweit das Kreisgericht zu einem 
vom Beschluß der Konfliktkommission abweichen­
den Ergebnis kommt.

Das Plenum des Obersten Gerichts 
der Deutschen Demokratischen Republik

Dr. T о e p 1 i t z 
Präsident

Anordnung
über Maßnahmen zur Förderung der Steigerung 

der Produktion von Gemüse und Obst.

Vom 18. September 1965

Im Interesse der weiteren Steigerung der Produktion 
und der Erträge wichtiger Gemüse- und Obstarten 
wird folgendes angeordnet:

§1
Für die Steigerung der Produktion im Jahre 1966 

gegenüber 1965 und den Verkauf im Rahmen des 
staatlichen Aufkommens von Gemüse und Obst der 
nachstehenden Arten erhalten GPG. LPG, VEG und 
halbstaatliche Betriebe Prämien für die Mehrproduk­
tion. Die Prämiensummen beziehen sich auf die Men­
gen der Produktionssteigerung nach Arten bei

Treibgemüse in den im § 2 genannten Zeiträumen 
und bei

Freilandgemüse und Obst vom 1. Januar bis zum
30. November 1966 aus der Ernte 1966.

Bei Freilandgemüse werden die Prämien nur aus­
gezahlt, wenn das Gesamtaufkommen des Betriebes an 
Gemüse das im gleichen Zeitraum des Jahres 1965 
übersteigt. Die Prämien gelangen über die GHG für 
Obst und Gemüse für Treibgemüse im August 1966 
und für Freilandgemüse und Obst im Dezember 1966 
zur Auszahlung.

§2
Im Interesse der weiteren Konzentration, Speziali­

sierung und Kooperation des Gemüse- und Obstbaues 
ist die Gliederung der Mehrproduktionsprämien so 
erfolgt, daß sie der vorrangigen Entwicklung der 
Spezialbetriebe für Obst und Gemüse dient.


